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Vorwort  
 
Bereits 2013 befasste sich der Thüringer 
Rechnungshof mit Dorfgemeinschaftsein-
richtungen. In der Publikation „Dorfgemein-
schaftshäuser – Überlegungen und Emp-
fehlungen zur Weiterentwicklung und Opti-
mierung“ thematisierte der Rechnungshof 
die Probleme der Städte und Gemeinden 
beim Betrieb von Gemeinschaftseinrichtun-
gen und stellte erste Lösungsansätze vor 
(www.rechnungshof.thueringen.de).  

 
Der Rechnungshof knüpft mit vorliegender 
Veröffentlichung an die Thematik an und 
stellt hier einzelne rechtliche und wirtschaft-
liche Aspekte vor, die bei Entscheidungen 
über den weiteren Umgang mit den Einrich-
tungen von Bedeutung sind. Dabei stellt 
diese Handreichung keine rechtlich ab-
schließende Würdigung dar. Es handelt 
sich vorliegend weder um eine Rechts- 
noch um eine Steuerberatung und auch 
nicht um eine abschließende Betrachtung. 
Vielmehr sollen Denkanstöße gegeben und 
Handlungsoptionen auf der Grundlage des 
kommunalen Haushaltsrechts aufgezeigt 
werden.  
 
Bei jeder Entscheidung über den künftigen 
Umgang von Gemeinden mit Gemein-
schaftseinrichtungen sind viele Facetten zu 
betrachten. Auf Grund der Bedeutung die-
ser Einrichtungen für die Einwohner und 
das gesellschaftliche Leben im ländlichen 
Raum sollten die verschiedenen Möglich-
keiten in einem breiten Kreis partizipato-
risch diskutiert werden.  
 
Insbesondere in Verwaltungsgemeinschaf-
ten oder bei örtlicher Nähe der einzelnen 
Gemeinden sollten darüber hinaus Koope-
rationsmöglichkeiten in Betracht gezogen 
werden. Braucht jede Gemeinde ein Ver-
einshaus, einen Tanzsaal und einen Sport-
platz? Nicht allein klamme Kassen und die 
demografische Entwicklung, sondern auch 
das Gebot zur wirtschaftlichen und sparsa-
men Haushaltsführung verlangen bei-
spielsweise, über Kooperationen mit Nach-
bargemeinden nachzudenken.  
 
 
 
 

 
 
 

 
Abbildung 1 – DGH1 Großschwabhausen (Foto: TRH) 

 
Jeder Einzelfall ist separat in seinem Um-
feld zu betrachten. Die bestmögliche Lö-
sung zu finden, ist die große Herausforde-
rung. 

 
Dorfgemeinschaftseinrichtungen: Wenn 
die Grenzen erreicht sind  

 
„Die dörfliche Zivilgesellschaft ist durch 

Nähe, Kontakte und Transparenz  
gekennzeichnet. Im Vergleich zur städti-

schen Bevölkerung trifft man in ländlichen  
Räumen zudem häufiger auf funktionie-
rende, nachbarschaftliche Gemeinschaf-

ten, die sich aufgrund unmittelbarer Betrof-
fenheit und eines stärkeren  

Verantwortungsgefühls für attraktive Le-
bensbedingungen vor Ort einsetzen.“2 

 
 
 
Dorfgemeinschaften sind sichtbarer Aus-
druck dieses Verantwortungsgefühls als 
kultureller Anker und Mittelpunkt gemein-
schaftlichen Lebens. Gerade in kleineren 
Gemeinden mit weniger als 200 Einwoh-
nern können Dorfgemeinschaftseinrichtun-
gen die zentrale Rolle für das dörfliche Le-
ben spielen.3 
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Was sind Dorfgemeinschaftseinrichtun-
gen?  
 
Dorfgemeinschaftseinrichtungen sind Im-
mobilien im Eigentum von Gemeinden, die 
ihren Bewohnern dienen und ihre Gemein-
schaft fördern. Dorfgemeinschaftseinrich-
tungen können sein: 
 

� Dorfgemeinschaftshäuser, 
� Vereinshäuser und Veranstaltungs-

gebäude, 
� Mehrzweckhallen – auch mit multi-

funktionalen Elementen, 
� Sportplätze und Sportlerheime. 

 
Für die meisten Gemeinden sind Dorfge-
meinschaftseinrichtungen defizitär. Oftmals 
übersteigen bereits die laufenden Kosten 
die erzielbaren Einnahmen.4 Dabei überse-
hen die Gemeinden diese Problematik häu-
fig, da sie die anfallenden Kosten5 nicht im 
Zuge einer inneren Verrechnung den Ge-
meinschaftseinrichtungen zuordnen und 
damit keine Aussage möglich ist, ob und in 
welchem Maße die Einrichtungen den 
Haushalt auch langfristig be- oder entlas-
ten.  
 
Bei näherer Betrachtung, insbesondere 
durch das Führen einer Dorfgemein-
schaftseinrichtung als kostenrechnende 
Einrichtung (§ 12 ThürGemHV), werden je-
doch die finanziellen Belastungen erkannt, 
die durch das Betreiben und die Unterhal-
tung von Dorfgemeinschaftseinrichtungen 
entstehen. Diese Belastungen können Ge-
meinden an ihre finanziellen Grenzen und 
zu neuen Überlegungen führen. Dazu ge-
hört der Gedanke, Dorfgemeinschaftsein-
richtungen auf Dritte zu übertragen. Doch 
bevor solche Überlegungen greifen, sollten 
die Ursachen für die finanziellen Ungleich-
gewichte bei Dorfgemeinschaftseinrichtun-
gen analysiert werden. 

Ein Grund für fehlende Einnahmen sind ne-
ben dem Verzicht auf vertretbare und gebo-
tene Nutzungsentgelte (§ 54 Abs. 2 Nr. 1 
ThürKO) geringe Auslastungszahlen.  
 
Als häufigste Ursachen für geringe Auslas-
tungen werden genannt:6 
 

� Verändertes Freizeitverhalten, 
� Rückgang der Bevölkerung im Zuge 

des demografischen Wandels (im-
mer weniger Jugendliche leben in 
den Ortsteilen) und dadurch 

� Rückgang privater Feiern (Verlage-
rungen in Gaststätten). 

 
Möglicherweise besteht auch kein höherer 
Bedarf. 

Nach Feststellungen des Thüringer Rech-
nungshofs7 ist die Auslastung von Dorfge-
meinschaftshäusern niedrig: Sie lag durch-
schnittlich bei zwei Nutzungen pro Woche. 
Dabei deckten in aller Regel die Einnah-
men die Ausgaben nicht. Die sich daraus 
ergebenden finanziellen Lasten zu tragen 
und Defizite aus dem Betreiben der Einrich-
tungen in Kauf zu nehmen, kann durchaus 
dem Willen von Gemeinden entsprechen. 
Liegt es doch im Interesse von Gemeinden, 
das Vereins- und Dorfleben zu fördern, um 
die Lebensqualität in den Ortschaften zu 
steigern oder zumindest zu halten.  
 
Letztendlich muss jeder kommunale Träger 
seine Interessen, seine Chancen und die 
damit verbundenen Lasten abwägen. Da-
bei stehen die Dorfgemeinschaftseinrich-
tungen zwischen positiven Effekten wie der 
Schaffung von Begegnungsmöglichkeiten 
und der Stärkung der Gemeinschaft einer-
seits. Andererseits stehen dem (negative) 
Effekte wie Verwaltungsaufwand oder eine 
geringe Auslastung gegenüber.
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Abbildung 2 – Dorfgemeinschaftseinrichtungen in der Abwägung 

 

Zwar kann die Auslastung von Dorfgemein-
schaftseinrichtungen und damit die Einnah-
mesituation beispielsweise über interkom-
munale Kooperationen verbessert werden. 
Was aber, wenn sich die Situation trotz aller 
Bemühungen zum Betreiben von Dorf- 
gemeinschaftseinrichtungen in eigener  
Hand der Gemeinde nicht bessert? Bedeu-
tet das zwangsläufig die Aufgabe der Ein-
richtung? Welche weiteren Möglichkeiten 
und Handlungsalternativen hat eine Ge-
meinde noch?  
 
Mit dieser Publikation geht der Thüringer 
Rechnungshof auf folgende zentrale Fra-
gen ein: 
 

� Besser vermieten oder doch lieber 
verpachten? 

� Unter welchen Voraussetzungen 
können Dorfgemeinschaftseinrich-
tungen veräußert werden? 

� Gibt es Möglichkeiten, über beson-
dere Formen der Veräußerung doch 
eventuell später wieder alleiniger 
Nutzer zu werden? 

� Was kann eine Genossenschaft als 
Trägermodell bewirken? 

� Welche Rolle spielt das EU-Beihilfe-
recht? 

 
 
 

Die optimale Lösung wird es nicht geben. 
Jeder Fall ist ein Unikat und muss unter Ab-
wägung aller gegebenen Besonderheiten 
separat betrachtet und entschieden wer-
den.  
 
Auch ist nicht ausgeschlossen, dass sich 
Gemeinden zwischen mehreren Einrichtun-
gen entscheiden müssen. Einer Studie der 
Sächsischen Landesanstalt für Landwirt-
schaft aus 20078 nach definierten – u. a. in 
Abhängigkeit der Dorfgröße – 44 % der be-
fragten Bewohner verschiedener Gemein-
den den Sportplatz als die wichtigste Be-
gegnungsstätte. Darauf folgten mit 35 % 
die Gaststätte, mit 34 % der Jugendclub 
und erst mit 29 % die Turnhalle bzw. Kegel-
bahn sowie der Vereinsraum und mit 27 % 
die Begegnungsstätte im engeren Sinn.9 
Notwendige Entscheidungen sind ange-
sichts der engen Rangfolge nicht einfach.      
 
Im Folgenden geht der Thüringer Rech-
nungshof auf einzelne Möglichkeiten zum 
Umgang mit Dorfgemeinschaftseinrichtun-
gen ein. Die Entscheidung über die Anwen-
dung einer aufgezeigten Möglichkeit liegt in 
der Verantwortung der kommunalen Ent-
scheidungsträger. Dabei haben sie die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit (§ 53 Abs. 2 ThürKO) und  
der Einnahmebeschaffung (§ 54 Abs. 2 
ThürKO) einzuhalten. 
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Kooperation mit interessierten Dritten: 
Möglichkeiten ausloten  

 
Wer könnte als interessierter Dritter eine 
Dorfgemeinschaftseinrichtung betreiben, 
wenn die Gemeinde diese Aufgabe abge-
ben oder teilen möchte? 
 
Vereine gelten als ein „deutsches Erfolgs-
modell der zivilgesellschaftlichen Selbstor-
ganisation“10. Im ländlich geprägten Raum 
sind Heimatvereine, Feuerwehrverein und 
auch Schützenvereine häufig vertreten. Sie 
haben gerade für Jugendliche einen hohen 
Stellenwert. Gemeinden ab 1.000 Einwoh-
ner weisen bundesweit mittlerweile rund 
20, größere ab 1.500 Einwohner sogar  
30 und mehr verschiedene Vereine auf.11  
 
Vereine kommen insbesondere als Betrei-
ber von Dorfgemeinschaftseinrichtungen in 

Frage, wenn sie rechtsfähig und im Ver-
einsregister eingetragen sind. Dies ver-
schafft auch der Gemeinde eine gewisse 
Rechtssicherheit. Es können sich darüber 
hinaus mehrere aktive Vereine zum ge-
meinsamen Betreiben der jeweiligen Ein-
richtung zusammenschließen. Dabei müs-
sen nicht zwingend neue Gesellschaften 
entstehen. Hier genügt der lose Zusam-
menschluss. Das Fortführen von Dorfge-
meinschaftseinrichtungen durch einzelne 
Privatpersonen wird eher die Ausnahme 
bleiben. Denkbar wäre insoweit die Nut-
zung eines Gemeinschaftshauses für einen 
Dorfladen. Derartige Projekte entstanden in 
den letzten Jahren deutschlandweit.  
 
Die Gemeinde selbst muss in diesen Fällen 
nicht zwingend Betreiberin sein; hier sind 
auch die Schranken einer kommunalen Be-
teiligung einzuhalten (§ 73 ThürKO). 
 

 
 

 
 

Abbildung 3 – Dorfgemeinschaftshaus Oberböhmsdorf (Foto: TRH)

. 
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Sofern eine Gemeinde die Trägerschaft 
nicht gänzlich aufgeben möchte, sind Ko-
operationen zwischen verschiedenen Ge-
meinden denkbar. Dies bietet sich gerade 
für solche Konstellationen an, in denen eine 
Gemeinde nicht alle Angebote vorhalten 
möchte oder kann. Grundsätzlich sollten 
die Gemeinden prüfen, ob durch die mit 
dem ThürKGG eröffneten Möglichkeiten 
die Gemeindeaufgaben durch Kooperatio-
nen wirtschaftlicher erfüllt werden können. 
 
So könnte eine Gemeinde ein Vereinshaus, 
eine andere einen Sportplatz mit Sportler-
heim betreiben. Dabei sind – bspw. in einer 
kommunalen Gemeinschaftsarbeit nach 
§ 2 ThürKGG – beide Gemeinden an je-
weils beiden Projekten beteiligt. 
 
Bei allen grundsätzlichen Entscheidungen 
bezüglich des weiteren Umgangs mit Ge-
meinschaftseinrichtungen bedarf es nicht 
nur der Einbeziehung des Gemeinderates 
(vgl. § 22 ThürKO), sondern auch die der 
Vereine und der gesellschaftlichen Akteure 
vor Ort.  
 

Eigentum wahren: Nutzungsüberlas-
sung & Verpachtung 
 
Zeitweise Überlassung zur Nutzung 
 

Die privatrechtliche zeitweise Nutzungs-
überlassung führt zu keiner Änderung am 
Eigentum. Die Verwaltung der Einrichtung 
verbleibt weiter bei der Gemeinde. 
 
Eine zeitweise Überlassung der Einrich-
tung ist bspw. für einzelne Tage oder Stun-
den denkbar. Hier treten folgende Frage-
stellungen auf:  

 
� Zu welchen Konditionen sollte die 

Gemeinde überlassen? 
� Wie sind Nutzungsgebühren zu be-

messen? 
� Müssen separate Nutzungsverein-

barungen geschlossen werden? 
� Wer haftet für Schäden durch die 

Nutzung Dritter? 
� Wer kümmert sich um die Reinigung 

nach oder vor Veranstaltungen? 
 

� Möchte die Gemeinde bestimmte 
Personengruppen begünstigen?12 

� Welcher Verwaltungsaufwand ent-
steht durch Kurzzeitüberlassungen? 

 
Um Benutzungsentgelte herzuleiten, muss 
die Gemeinde die für die Gemeinschafts-
einrichtung ansatzfähigen Beträge ermit-
teln. Das sind neben den Betriebskosten  
z. B. auch kalkulatorische Kosten wie Ab-
schreibungen und Verzinsung des Anlage-
kapitals.  

Darüber hinaus ist der aktuelle bzw. realis-
tisch zu erreichende Auslastungsgrad zu 
erfassen. Aus Gesamtkosten und Auslas-
tungsgrad ergeben sich die kostendecken-
den Benutzungsentgelte. Zwar müssen 
Dorfgemeinschaftseinrichtungen nicht kos-
tendeckend betrieben werden. Das Betrei-
ben einer Dorfgemeinschaftseinrichtung 
kann zur Erfüllung von Gemeindeaufgaben 
dienen. Wenn die Einrichtungen allen zu 
Gute kommen sollen, eröffnet das Kommu-
nalrecht in den engen Grenzen des § 54 
Abs. 2 ThürKO, § 13 ThürKAG und § 67 
Abs. 4 ThürKO auch einen defizitären Be-
trieb (Kosten höher als Erträge). Allerdings 
bleibt zu beachten, dass das Betreiben die-
ser Einrichtungen zu den freiwilligen Aufga-
ben gehört. Bei klammen Kassen geht die 
Finanzierung von Pflichtaufgaben vor. 
Schließlich ergibt sich aus den Grundsät-
zen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 
dass im Rahmen der Haushaltsplanung die 
tatsächlichen Kosten und Zuschüsse trans-
parent dargestellt werden. Auch eine Kal-
kulation der Entgelte und Gebühren muss 
alle betriebswirtschaftlichen Erlöse und 
Kosten beinhalten. 
 
Schließlich sollte eine Gemeinde zumin-
dest anhand einer betriebswirtschaftlichen 
Kostenrechnung transparent darstellen, in 
welcher Höhe Deckungslücken vorhanden 
sind. 
 
Grundlage einer Vermietung von Kommu-
naleigentum kann eine Gebührensatzung 
sein13, die vom Gemeinde- bzw. Stadtrat zu 
beschließen ist. Sie regelt, wer Gebühren-
pflichtiger ist, wie hoch die Benutzungs- 
gebühren  sind,  ob  weitere   Entgelte   für 
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Dienstleistungen wie Reinigung oder die 
gesonderte Bereitstellung von Mobiliar an-
fallen. Sie kann schließlich für bestimmte 
Personengruppen Befreiungen oder redu-
zierte Gebühren vorsehen. Es ist abzuwä-
gen, in welchem Umfang Nachlässe zuge-
lassen werden – insbesondere unter dem 
Blickwinkel des Gleichbehandlungsgrund-
satzes und des Einnahmebeschaffungs-
grundsatzes.14 Wichtig: Neben der Gebüh-
rensatzung ist eine Benutzungssatzung se-
parat erforderlich. 
 
Außerdem sollte schriftlich vereinbart wer-
den, wie mit Schäden bei Kurzzeitüberlas-
sungen umzugehen ist. Für Schäden am 
Objekt bzw. am Inventar sollte der Nutzer, 
ersatzweise der Haftpflichtversicherer des 
Nutzers aufkommen. 
 
Die wesentlichen Punkte sind in einer knap-
pen Nutzungsvereinbarung zwischen den 
Parteien festzuhalten. Dabei ist auch Be-
zug auf die Benutzungssatzung und ggf. 
auf eine Entgeltregelung oder Hausord-
nung zu nehmen. 
 
Achtung: Eine entgeltliche Überlassung – in 
welcher Form auch immer – könnte für die 
Gemeinde auch steuerliche Folgen ha-
ben.15 
 
 

Vorteile 
 

+ flexible Anwendung 
+ kurzfristige Anpassung der Gebühren 

über Satzungsänderung möglich 

 
 

Nachteile 
 

- stetige Auslastung nicht sichergestellt 
- Erhaltungsaufwand verbleibt bei der 
Gemeinde 

- weiter Bindung von Personal 

 
 
 
 
 
 
 

Langfristige Vermietung 
 
Eine Langzeitvermietung kann Langzeiter-
trag und durchgängige Bewirtschaftung ei-
ner Dorfgemeinschaftseinrichtung mit sich 
bringen, wenn die Akteure zusammenar-
beiten.  
 
Grundlage der Langzeitvermietung ist ein 
Mietvertrag. Generell wird zwischen Wohn-
raummietverträgen und Geschäftsraum-
mietverträgen unterschieden.  
 
Vorliegend ist bei der Vermietung von Dorf-
gemeinschaftseinrichtungen von einer ge-
werblichen Vermietung auszugehen, auch 
wenn der potentielle Mieter nicht zwingend 
gewerbetreibend sein muss. Vorteil eines 
Mietvertrages über Gewerberäume ist, 
dass der Mieter darin verpflichtet werden 
kann, sämtliche Reparaturen zu überneh-
men, sofern sich die Notwendigkeit aus 
dem Gebrauch durch den Mieter ergibt.16 
 
Zivilrechtlich besteht zum Abschluss eines 
Mietvertrages zwar kein Formzwang. Für 
Gemeinden besteht hier allerdings eine 
Pflicht zur Schriftform (§ 31 Abs. 2 
ThürKO). Das sorgt nicht nur für Rechtssi-
cherheit, sondern entspricht auch dem Ge-
bot des nachvollziehbaren Verwaltungs-
handelns.  
 
Miete? Pacht?  
 
Je nach Ausgestaltung der Verträge kann 
es sich um einen Mietvertrag, einen Pacht-
vertrag oder um eine Leihe handeln. Worin 
liegen die Unterschiede? 
 
Ein gewerblicher Mietvertrag kommt immer 
dann zur Anwendung, wenn nur leere 
Räume zur Nutzung überlassen werden. 
Werden ausgestattete Räume, wie bspw. 
Clubräume mit Bestuhlung, Tischen, Bar, 
Zapfanlage usw. überlassen, liegt Pacht 
vor.17 Ein Mietvertrag setzt zudem voraus, 
dass das Objekt gegen Entgelt überlassen 
wird. Grundsätzlich ist für die Überlassung 
der volle Wert zu zahlen, es sei denn, eine 
Ausnahme ist durch ein besonderes öffent-
liches Interesse begründet.  
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Zusammengefasst kann gesagt werden: 
 

� Handelt es sich um eine leere Immo-
bilie, Mietvertrag abschließen. 

� Handelt es sich um eine mit Inventar 
ausgestattete Immobilie, das der Be-
rechtigte später zu seinen Gunsten 
nutzen möchte, Pachtvertrag ab-
schließen (siehe Abschnitt Verpach-
tung).  

� Ein Verleihen von Dorfgemein-
schaftseinrichtungen ist rechtlich 
problematisch, da die Gemeinde im 
Regelfall ein ortsübliches Entgelt zu 
verlangen hat, § 67 Abs. 2 ThürKO. 
Deshalb: Stets ein Entgelt vereinba-
ren. 

� Ausnahmen bezüglich der Entgelte 
sind bei besonderem öffentlichem 
Interesse möglich. 

 
Bei einem klassischen Mietvertrag wird die 
Gemeinde als Vermieterin weiter dazu ver-
pflichtet sein, das vermietete Objekt in ei-
nem zum vertragsgemäßen Gebrauch ge-
eigneten Zustand zu erhalten. Folglich 
hätte die Gemeinde unter Umständen die 
Instandhaltung der Immobilie zu überneh-
men, sofern diese nicht auf den Mieter 
übertragen wird. Darüber hinaus ist es 
empfehlenswert, vorab zu klären, welche 
Versicherungen für die Mieter und welche 
für die Vermieter entsprechende Haftungs-
begrenzungen bringen.  
 
 

 
Abbildung 4 – Dorfgemeinschaftshaus Quirla (Foto: TRH) 

 
Möchte die Gemeinde dem Mieter gestat-
ten, die Einrichtung (zeitweise) unterzuver-
mieten, sollte das im Mietvertrag in  
geeigneter Weise festgehalten werden.  
 

Schäden, die durch Untermieter oder bspw. 
deren Gäste und Kunden entstehen, muss 
sich der Mieter zurechnen lassen. Dies ist 
zwar gesetzlich geregelt (§ 540 Abs. 2 
BGB), sollte dem Mieter aber nochmals 
verdeutlicht werden.  
 
Thema Kaution 
    
Eine Mietkaution zu vereinbaren, steht je-
dem frei. Nicht jedoch Gemeinden, die aus 
Gründen der Sicherheit auf eine Kaution zu 
bestehen haben. Im Unterschied zum Miet-
vertrag über Wohnraum sind die Parteien 
eines Geschäftsraummietvertrages in der 
Verhandlung über deren Höhe ungebun-
den. Die Gemeinde ist in diesem Fall auch 
nicht verpflichtet, die Kaution verzinslich 
anzulegen. Da lokale Vereine vermutlich 
kaum über nennenswerte freie finanzielle 
Mittel verfügen, kann sich eine Mietkauti-
ons-Bürgschaft anbieten. Diese ist bei einer 
Vielzahl von Versicherungen und Kreditin-
stituten zu erhalten.  
 
Bei der Unterzeichnung des Mietvertrages 
ist schließlich darauf zu achten, dass die 
Unterzeichnenden möglicherweise nicht 
als natürliche Person für sich selbst, son-
dern als Vertreter einer juristischen Person, 
wie bspw. den eingetragenen Verein, 
zeichnen. Eine entsprechende Kennzeich-
nung ist daher erforderlich. 

 

Vorteile 
 

+ wiederkehrende feste Einnahmen 
+ Planungssicherheit 

 

Nachteile 
 

- Erhaltungsaufwand verbleibt möglich-
erweise bei Gemeinde 

- Ausbleiben der Miete, wenn der Mieter 
zahlungsunfähig ist 

- Anpassung des Mietzinses an ggf. stei-
gende Kosten nur nachgängig möglich 
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Verpachtung  

 
Im Gegensatz zur Vermietung wird dem 
Pächter bei einem Pachtvertrag nicht nur 
die Nutzung (leerer) Räume zum Gebrauch 
gestattet. Dem Pächter wird darüber hinaus 
auch der „Genuss der Früchte, soweit sie 
nach den Regeln einer ordnungsgemäßen 
Wirtschaft als Ertrag anzunehmen sind, ge-
währt.“ (§ 581 Abs. 1 BGB). Einfach gesagt: 
Der Pächter darf die Immobilie nutzen und 
den aus der Nutzung gezogenen Vorteil be-
halten. Praktisch bedeutet das in Bezug auf 
ausgestattete Dorfgemeinschaftseinrich-
tungen, dass der Pächter die Immobilie als 
Lokal oder als Veranstaltungsraum mit al-
len Einrichtungsgegenständen nutzen und 
die Einnahmen, die er daraus erzielt, behal-
ten darf.  
 
Umgekehrt wird hier deutlich, dass leere 
Räume regelmäßig nicht verpachtet wer-
den. Denn mit leeren Räumen kann kein 
Ertrag in diesem Sinn erzielt werden.18 
Selbst wenn die Vertragsparteien einen 
Mietvertrag über eingerichtete Gebäude 
abschließen, kommt ein Pachtvertrag zu-
stande.  
 
Die Gemeinde als Verpächterin haftet dem 
Pächter gegenüber dafür, dass die Immobi-
lie für den vereinbarten Zweck – bspw. Ver-
einshaus mit Ausschank – nutzbar ist. 
Problematisch wäre hier die Nichteinhal-
tung von baulichen Brandschutzauflagen, 
die einen Publikumsverkehr verbieten wür-
den. Demgegenüber trifft den Pächter die 
Betriebspflicht. Demnach muss der Pächter 
– im Gegensatz zum Mieter – die gepach-
tete Immobilie tatsächlich auch nutzen, da-
mit sie sich nicht verschlechtert oder sogar 
„entwertet“ wird. Üblicherweise wird eine 
Betriebspflicht vertraglich vereinbart.  
 
Renovierungsklauseln? 
 
Ja, Renovierungsklauseln sind mögliche 
Vertragsinhalte. Aber Vorsicht bei Kombi-
nationen aus Endrenovierungsklausel und 
Verpflichtung zur Durchführung turnusmä-
ßiger Schönheitsreparaturen. Der dabei 
auftretende Summierungseffekt führt zur 
Unwirksamkeit beider Klauseln.19      
 

 
 
Vorsicht ist geboten, wenn seitens der Ge-
meinde vorgesehen ist, sich besondere Mit-
wirkungsrechte bei der Tätigkeit des Päch-
ters vertraglich zu sichern. Hiervon wird ab-
geraten, da in diesen Fällen der Übergang 
zum Vorliegen von Gesellschaften fließend 
ist. Es bestehen andere rechtliche Hürden 
für eine Gemeinde, wenn sie als Gesell-
schafterin und damit unter Umständen wirt-
schaftlich tätig sein möchte.  
 
Interessant ist die Frage der Abnutzung des 
Pachtobjektes. Diese geht nämlich zu Las-
ten des Pächters. Es ist möglich, den Päch-
ter mit der Instandhaltung des Objektes zu 
beauflagen. Das kann Reparaturen an Fas-
sade und Dach, Wartungen von Leitungen 
und Anlagen für Wasser, sanitären Einrich-
tungen und weiteres mehr bedeuten. Aus 
Sicht der Gemeinde kann dies zur Scho-
nung der kommunalen Kasse wirtschaftli-
cher sein. Freilich stellt sich die Frage, ob 
potentielle Pächter zur Kompensierung der 
Abnutzung finanziell in der Lage sind.  
 
Vorsicht ist allerdings bei der Formulierung 
von etwaigen Renovierungsklauseln gebo-
ten: Der Pächter kann nicht verpflichtet 
werden, Schönheitsreparaturen durchfüh-
ren zu lassen. Das OLG Düsseldorf hat 
201020 entschieden, dass eine solche For-
mulierung unwirksam ist. Der Pächter muss 
die Möglichkeit haben, selbst die Reparatu-
ren bspw. in Eigenleistung zu erbringen. 
 
Besonderheit: Inventar 
 
Ähnlich dem Nießbrauch (siehe später) ob-
liegt dem Pächter die Erhaltung des mitge-
pachteten Inventars. Er ist verpflichtet, In-
ventarstücke zu ersetzen, die defekt oder 
abhandengekommen sind, vgl. § 582 BGB. 
Der Begriff Inventar umfasst dabei alle be-
weglichen Gegenstände, die dazu geeignet 
sind, dem Pächter für seine Zwecke zu die-
nen. Dabei bleibt der Verpächter aber Ei-
gentümer und müsste für einen entspre-
chenden Versicherungsschutz sorgen, so-
fern dies nicht vertraglich auf den Pächter 
abgewälzt wird. 
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Ein nachvollziehbares Verwaltungshandeln 
und § 31 Abs. 2 ThürKO verpflichten die 
Gemeinden, derartige Rechtsgeschäfte 
stets schriftlich durch einen Vertrag zu re-
geln.  
 
Die genaue inhaltliche Ausgestaltung des 
Vertrags hängt immer vom Einzelfall ab und 
bedarf einer separaten Prüfung. Folgende 
Punkte sollten geregelt werden:  
 

� Angaben zum Pachtobjekt, 
� Pachtzins, Betriebs- und Nebenkos-

ten, 
� Wertsicherungsklausel (Bedingun-

gen für Pachtanpassung), 
� Pachtdauer mit ggf. Verlängerungs-

klausel, 
� Instandhaltungspflichten und Schön-

heitsreparaturen, 
� Haftung für Schäden, 
� Inventar, ggf. Übernahme von Ver-

trägen (bspw. Ausschank), 
� Nutzungsvereinbarung, 

� Vereinbarung für die Einholung von 
behördlichen Genehmigungen, 

� Verkehrssicherungspflichten, 
� Bauliche Veränderungen durch den 

Pächter, 
� Betreten der Pachträume durch den 

Verpächter, 
� Sonstige Vereinbarungen, salvatori-

sche Klausel. 
 

Vorteile 
 

+ wiederkehrende feste Einnahmen 
+ Planungssicherheit 
+ Verwendung des Inventars 
+ Übertragung Instandsetzungsaufwand 

an Pächter möglich 

 

Nachteile 
 

- Risiko: Ausbleiben der Pacht 
- langfristige Bindung an einen Pächter 

 
 

 
 

Abbildung 5 – Bürgerhaus Kamsdorf (Foto: TRH) 
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Verantwortung abgeben: Verkauf 
 

Der Verkauf von Dorfgemeinschaftseinrich-
tungen kann lukrativ klingen, wenn sie De-
fizite verursachen und eine zu geringe Aus-
lastung haben und im Betreiben selbst 
keine Gemeindeaufgabe mehr gesehen 
wird. So kann ein Verkauf einen einmaligen 
Erlös erzielen und den Gemeindehaushalt 
von Unterhaltungskosten entlasten. Der 
Langzeit-Effekt ist entscheidend. 
 
Aber der Reihe nach … 
 
Für den Kaufvertrag besteht Beurkun-
dungszwang vor einem Notar. Die genaue 
Ausgestaltung des Vertrages obliegt den 
Vertragsparteien. Sie ist stark von der be-
treffenden Immobilie abhängig, sodass all-
gemeine Empfehlungen nicht zielführend 
sind. 
 
Allerdings kann eine vertragliche Bindung 
an eine bestimmte Nutzung im Sinne der 
Gemeinde sein. Ansonsten besteht die Ge-
fahr, dass durch den Erwerber eine unge-
wollte Zweckentfremdung bzw. Drittnut-
zung oder sogar Weiterveräußerung den 
eigentlichen Sinn der Übertragung zu-
nichtemacht.  
 
 
Was passiert mit Zubehör? 
 
Zubehör wird regelmäßig mit veräußert, so-
fern es im Eigentum der Gemeinde steht. 
Zubehör kann sein: Fernsprechanlage,  
Beleuchtungskörper, Markisen, Rauch-
warnmelder, Satelliten-Empfangsanlagen. 
Problematisch wird es bei Einbauküchen. 
Der Bundesgerichtshof21 macht die Frage 
nach der Zubehöreigenschaft einer Einbau-
küche von den regionalen Gegebenheiten 
abhängig. Da für Thüringen bezüglich die-
ser Problematik bislang keine eindeutige 
Rechtsprechung erging, empfiehlt es sich, 
bezüglich Einbauküchen gesonderte Ver-
einbarungen zu treffen.  
 
 
 
 
 
 
 

Herausforderung: Kaufpreisfindung 
 
Das Problem des „Preises“ betrifft nicht nur 
die Veräußerung von gemeindeeigenen 
Immobilien, sondern auch die Vermietung, 
Verpachtung und Gebrauchsüberlassung 
in jedweder Form an Dritte. Nach § 67 
ThürKO darf eine Gemeinde Vermögens-
gegenstände, die sie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nicht braucht, nur zum vollen 
Wert veräußern bzw. nur zu einem markt-
üblichen Entgelt zur Nutzung überlassen. 
Das so genannte Verschleuderungsverbot 
hat einen Schutzzweck: Das Gemeindever-
mögen ist zu erhalten.  
 
Wie kann der volle Wert ermittelt werden? 
 
Die Kommunalordnung nennt exemplarisch 
die bedingungsfreie öffentliche Ausschrei-
bung und das Höchstgebot bei einer Ver-
steigerung, sofern die öffentliche Aus-
schreibung vorab durchgeführt und kein 
Käufer gefunden werden konnte. Alternativ 
wäre der Verkehrswert zu ermitteln – bei 
Grundstücken durch ein Gutachten des 
Gutachterausschusses oder eines amtlich 
bestellten Sachverständigen. Sofern über 
diese Wege ein Verkehrswert ermittelt wird 
und der Käufer zur Zahlung dieses Preises 
bereit ist, ist eine Lösung gefunden.  
 
Gleichwohl können örtliche, finanzschwa-
che Vereine einen Kauf erwägen. Haben 
sie eine Möglichkeit, eine Dorfgemein-
schaftseinrichtung unter dem ermittelten 
Wert zu kaufen? 

Vom vollen Wert kann bei einem besonde-
ren öffentlichen Interesse abgewichen wer-
den (§ 67 Abs. 2 ThürKO). Ein besonderes 
öffentliches Interesse kann vorliegen, wenn 
Käufer die Gemeinde bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben entlasten. Dies können bspw. 
Träger der örtlichen Kultur- oder Wohl-
fahrtspflege, Breitensportvereine oder 
Zweckverbände sein.22   
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Ob ein Abweichen vom vollen Wert – sei es 
beim Verkauf oder bei der Nutzungsüber-
lassung – kommunalrechtlich möglich ist, 
hat die Gemeinde unter Beachtung des 
Einzelfalls zu prüfen, zu dokumentieren 
und auf notwendige Bindungsregelungen 
zu achten. Diesbezüglich sei auf die Thü-
ringer Verordnung über die Veräußerung 
von Vermögensgegenständen unter Wert 
verwiesen. 

 

Vorteile 
 

+ Einnahme generieren 
+ keine laufenden Instandhaltungsver-

pflichtungen 
+ Entlastung der Verwaltung 

 

Nachteile 
 

- finanzieller Effekt nur einmalig 
- Kosten des Verfahrens 
- möglicherweise noch Zweckbindungs-
frist aus früherer Förderung 

 
 
Teileigentumsübertragung  

 
Bei einer Teileigentumsübertragung wer-
den nur einzelne Teile eines Grundstücks 
an den Käufer übertragen. Insofern gelten 
dieselben Vorgaben wie für die klassische 
Komplett-Veräußerung. Zu beachten ist, 
dass bei Teilübertragungen zunächst ein-
zelne Teileigentumsgrundbücher gebildet 
werden. Da dies mit erheblichen Kosten 
und Zeitaufwand verbunden ist, dürfte eine 
Teileigentumsübertragung für eine Ge-
meinde weniger attraktiv sein. 
 

Mietkauf 

 
Der Mietkauf ist ein so genannter gemischt-
typischer Vertrag. Zunächst handelt es sich 
um einen Mietvertrag. Dieser ist mit der 
Möglichkeit eines – späteren – Kaufver-
trags verbunden.  
 
 
 

Für den Miet-Teil gelten dieselben gesetzli-
chen Grundlagen, wie sie bereits beim 
Mietvertrag dargestellt wurden. Im Unter-
schied zum reinen Mietvertrag ist der  
Mietkaufvertrag beurkundungsbedürftig, da 
diese Verträge regelmäßig Grundstücks-
verkaufs- oder Erwerbsverpflichtungen ent-
halten können.23 Achtung! Ein Verstoß ge-
gen die Beurkundungspflicht, bspw. vor ei-
nem Notar, führt zur Unwirksamkeit des ge-
samten Vertragswerks mit unter Umstän-
den unangenehmen Folgen.  
 
Wie funktioniert nun ein Mietkauf? 
 
Der Mieter mietet das Objekt mit der Ab-
sicht an, es später zu einem festgelegten 
Zeitpunkt käuflich zu erwerben bzw. seine 
Kaufabsicht zu einem späteren Zeitpunkt 
zu bekunden (Optionskauf). Hierfür wird zu 
Gunsten des Käufers eine Vormerkung in 
das Grundbuch eingetragen. Die Mietzah-
lungen werden zum Zeitpunkt des Verkaufs 
auf den Kaufpreis – zumindest teilweise – 
angerechnet.24 Für die Dorfgemeinschafts-
einrichtungen würde die Vollanrechnung 
der Kaltmiete auf den Kaufpreis in Frage 
kommen. Finanziell ergibt sich für die Ge-
meinde kein Unterschied. Für den Käufer 
hat die Vollanrechnung den Vorteil, dass er 
keine weiteren finanziellen Nachteile  
- bspw. Zinsen bei einer Finanzierung über 
ein Kreditinstitut - erleidet. Für eine Ge-
meinde als Veräußerin kann es daher leich-
ter sein, Interessenten für diese Trägervari-
ante zu finden.  
 
Auf die Höhe der Grunderwerbsteuer hat es 
im Übrigen keinen Einfluss, ob Kaltmieten 
angerechnet wurden. Bemessungsgrund-
lage für die Berechnung der Grunderwerb-
steuer ist beim Mietkauf der vereinbarte 
Kaufpreis, vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG. 
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Ein Kaufvertrag kommt zustande, wenn der 
Mietkäufer sein Ankaufsrecht ausübt. Aller-
dings sollte bereits bei Abschluss des Miet-
kaufvertrages die später zu erwartende Fi-
nanzierung zumindest konzeptionell durch-
dacht, besser noch nachgewiesen bzw. be-
stätigt werden. Vorteilhaft dürfte sein, dass 
die für die meisten Finanzierungen notwen-
digen Eigenkapitalnachweise durch die zu-
vor angesammelten Nettomieten erbracht 
sind. Je nach Vertragsgestaltung geht das 
wirtschaftliche Eigentum sofort nach Ab-
schluss des Vertrages auf den Mieter/Käu-
fer über; das rechtliche Eigentum erst nach 
dem Kauf. Das hat für die Gemeinde als Ei-
gentümerin den Vorteil, dass der Mie-
ter/Käufer bereits mit Beginn des Mietver-
hältnisses die laufenden Kosten des Be-
triebs und der Instandhaltung zu tragen hat.  
 
 

 
Abbildung 6 – DGH Langenbuch (Foto: TRH) 

 
Im Mietkauf-Vertrag sollte zumindest Fol-
gendes geregelt werden:25  
 

� Vertragsgegenstand Vermietung, 
� Höhe der Miete, 
� Mietdauer (fest, keine stillschwei-

gende Verlängerung), 
� Nebenkosten, 
� Kaution, 
� Übernahme/Übergabe der Mietsa-

che, 
� Schönheitsreparaturen und Sorg-

faltspflichten, 

� Eigentumsübergang (Zeitpunkt, 
Höhe des Kaufpreises), 

� Übergabe bzw. Gefahren-, Nutzen- 
und Lastenübergang, 

� Sachmängelhaftung, 
� Kosten und Steuern, 
� Auflassung. 

 

Vorteile 
 

+ zunächst wiederkehrende feste Ein-
nahmen 

+ Instandhaltungsaufwand auf Käufer 
übertragbar 

+ spätere Möglichkeit zum Verkauf 

 

Nachteile 
 

- Gefahr des Ausbleibens der Miete 
- Gefahr der Nichtinanspruchnahme der 
Kaufoption 

- aufwändige Vertragsgestaltung 
- Zustimmungspflichten prüfen 
- Noch Zweckbindungsfrist aus früherer 
Förderung? 

 
 
 

 
Abbildung 7 – Gemeindezentrum Krölpa (Foto: ALF 

Gera26) 
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Sonderformen 
 
Neben den Hauptoptionen Vermietung und 
Verkauf wird im Folgenden auf Sonderfor-
men eingegangen.  
 

Immobilien-Leasing  

 
Beim Leasing-Vertrag überlässt eine Ge-
meinde (Leasinggeber) einem Dritten (Lea-
singnehmer) die Einrichtung gegen Entgelt 
zum Gebrauch. Dabei geht die Haftung für 
Instandhaltung, Sachmängel, Beschädi-
gung oder Verlust auf den Leasingnehmer 
über. Über die Rechtsnatur des Leasing-
vertrags selbst ist sich die Rechtsprechung 
nicht einig. Zum einen werden Leasingver-
träge als atypische Mietverträge angese-
hen, zum anderen aber auch als so ge-
nannte Verträge sui generis – „der beson-
deren Art“.27 Leasing-Finanzierungen sind 
auf kommunaler Ebene bislang nur in der 
Art zu finden, dass die Kommune Leasing-
nehmer ist.    
 
Aufgrund der rechtlichen Besonderheiten 
und der fehlenden Erfahrungen von Ge-
meinden als kommunale Leasinggeber für 
Immobilien wird von dieser Variante abge-
raten. 
 

Nutzungsüberlassung über Nießbrauch 
oder Dienstbarkeit 
 

Der Nießbrauch (§ 1030 ff. BGB) berechtigt 
eine natürliche oder juristische Person, ei-
nen umfassenden Nutzen aus einer be-
stimmten Sache – hier aus einem Grund-
stück – zu ziehen. Das beinhaltet auch die 
Rechte an einer auf diesem Grundstück er-
richteten Immobilie.  
 
Nießbrauch würde bedeuten, dass der Be-
rechtigte jeden Nutzen aus der Immobilie 
ziehen darf. Da hier aber das Betreiben der 
Dorfgemeinschaftseinrichtung durch einen 
Dritten ermöglicht werden soll, kommt eher 
eine so genannte beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit in Betracht (§ 1090 ff. BGB). 
Bei der beschränkten persönlichen Dienst-
barkeit kann genau bestimmt werden, wel-
che Nutzungen erlaubt sind und welche 

nicht. Dabei wird dem Berechtigten regel-
mäßig die Möglichkeit eingeräumt, über 
das Inventar der Immobilie zu verfügen. Al-
lerdings muss er Ersatz beschaffen, wenn 
Inventarstücke durch wirtschaftlichen Ge-
brauch Schaden nehmen. Es kann verein-
bart werden, dass das Inventar zu einem 
festzulegenden Schätzwert übernommen 
und bei Beendigung zum Schätzwert zu-
rückgegeben wird.  
 
Für außerordentliche Inventarabgänge 
durch Schadensereignisse wird der Be-
rechtigte verpflichtet, entsprechende Versi-
cherungen abzuschließen. Bei Ersatzbe-
schaffungen geht das Eigentum an den 
Grundstückseigentümer über. Vorteil für 
die Gemeinde ist, dass sie bei Beendigung 
der Dienstbarkeit ein Inventar gleicher Güte 
zurückerhält. Überdies hat sie ein Recht, 
das ersetzte Inventar zurückzuweisen und 
einen eventuellen Ausgleich des Minder-
wertes zu verlangen. 
 
Die Dienstbarkeit ist entgeltlich zu verein-
baren. Vorteilhaft für die Gemeinde ist 
auch, dass dem Berechtigten gegenüber 
dem Eigentümer keine so umfangreichen 
Schutzrechte wie bei einem Mietverhältnis 
zustehen.  
 
Die beschränkte Dienstbarkeit kann befris-
tet bestellt, jedoch nicht verlängert werden. 
Sollte über die Befristung hinaus die 
Dienstbarkeit weiter bestehen, so müsste 
sie neu vereinbart werden.28 
 

Vorteile 
 

+ wiederkehrende feste Einnahmen 
+ Inventar kann mit übergeben werden 

 
 

Nachteile 
 

- aufwändige Vertragsgestaltung 
- Eintragung im Grundbuch (Zeitauf-
wand, Ausgaben für Notar usw.) 
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Erbbaurecht 

  
Eine Sonderform – quasi eine Mischung 
aus Eigentum und Pacht – stellt das Erb-
baurecht dar. Oftmals kann man in diesem 
Zusammenhang den Begriff „Erbpacht“ le-
sen, der allerdings nicht ganz korrekt ist. 
Das Grundwesen eines Erbbaurechts ist 
das Recht, auf einem (fremden) Grund-
stück eine Immobilie zu besitzen. Für die 
Nutzung des Grundstückes zahlt der Be-
rechtigte an den Eigentümer einen Erbbau-
zins, ähnlich einer Pacht. Dafür kann er 
dann auf dem Grundstück eine Immobilie 
errichten. Eigentlich würde diese Immobilie 
als wesentlicher Bestandteil in das Grund-
stück eingehen. Dies verhindert jedoch der 
Erbbaurechtsvertrag.  
 
Was aber, wenn das Vereinshaus schon da 
ist? 
 
Das ist kein Problem. In diesem Fall erwirbt 
der Interessent nur das Gebäude. Über den 
Erbbaurechtsvertrag wird der Interessent 
alleiniger Eigentümer am Gebäude, nicht 
jedoch am Grundstück selbst. Für den Kauf 
des Grundstückes fallen demnach keine 
Kosten an, sondern allein  der Erbbauzins. 
Der Interessent übernimmt dagegen als Ei-
gentümer der Immobilie alle Kosten für de-
ren Betrieb und Instandhaltung. 
 
Das Erbbaurecht ist ein Recht auf Zeit. Es 
hat regelmäßig eine feste Laufzeit, meist 75 
bis 100 Jahre, kann aber frei verhandelt 
werden. Danach fällt das Gebäude in das 
Eigentum des Grundstückseigentümers. 
Allerdings hat der Erbauer oder Erwerber 
der Immobilie dann ein Recht auf Entschä-
digung. Weitere Einzelheiten regelt das 
Erbbaurechtsgesetz. 
 
Für die Gemeinden könnte dieses Träger-
konzept deshalb interessant sein, weil sie 
das Eigentum an den Grundstücken nicht 
aufgeben müssen und später sogar wieder 
Eigentümer der Immobilien werden. Ne-
benbei erhalten sie über den Erbbauzins 
regelmäßige Einnahmen. Allerdings könnte 
die mögliche Entschädigung bei Ablauf der 
Frist zu einem späteren Zeitpunkt wieder 
eine Belastung des Kommunalhaushaltes 
bedeuten.  
 

 
 
 
Wie der Kaufvertrag auch, ist ein Erbbau-
rechtsvertrag vor einem Notar zu beurkun-
den. 

 
 
Alle an einem Strang: Das Genossen-
schaftsmodell 

 

Der Grundgedanke einer Genossenschaft  

 
„Mehrere kleine Kräfte vereint bilden eine 

große Kraft, und was man nicht allein 
durchsetzen kann, dazu soll man sich mit 

anderen verbinden.“ 
  

(Hermann Schulze-Delitzsch, Gründer- 
vater des Genossenschaftswesens) 

 
 

Bürgerschaftliches Engagement erlangt 
gerade im ländlichen Bereich eine große 
Bedeutung. Mitbestimmung und Transpa-
renz, gepaart mit einem rechtlich verbindli-
chen Rahmen und Beschränkung der eige-
nen Haftung lassen das Genossenschafts-
modell zunehmend interessant werden. 
Insbesondere die Möglichkeit, die Zukunft 
und die Geschicke selbst in die Hand zu 
nehmen und gestaltend tätig zu wer- 
den – hierfür steht die Idee der Genossen-
schaft. 
 
Nicht nur einzelne Bürger können sich in ei-
ner Genossenschaft einbringen. Auch Ver-
eine, Unternehmen und die Gemeinde 
selbst können Teil einer Genossenschaft 
sein. Die Leistungen, die die Genossen-
schaft erbringt, kommen wiederum jedem 
Mitglied zugute.     
 
Dem Gesellschaftszweck einer Genossen-
schaft sind faktisch keine Grenzen gesetzt. 
Gerade das macht diese Form des Zusam-
menschlusses interessant: Ob Betreiber ei-
nes Dorfgemeinschaftshauses oder eines 
Dorfladens, ob Eigentümer und später Ver-
mieter einer ehemals gemeindlichen Immo-
bilie – je nach Zweck und Ausrichtung kann 
bereits bei der Gründung festgelegt wer-
den, welche Ziele die Genossenschaft ver-
folgt.  
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Abbildung 8 – Deutsche Gesetze (Foto: TRH) 

 
Gründungsvoraussetzungen  

Zur Gründung einer Genossenschaft be-
darf es dreier Mitglieder (§ 4 GenG). Nach 
oben sind theoretisch bei der Mitgliederzahl 
keine Grenzen gesetzt. Die Gründung 
selbst vollzieht sich in fünf Schritten: 
 

� Erstellung eines Geschäftsplanes 
mit Beschreibung der Geschäfts-
idee und wie diese wirtschaftlich 
umgesetzt werden soll, 

� Erstellen einer Satzung, 
� Gründungsversammlung, 
� Gutachterliche Stellungnahme des 

zuständigen Genossenschaftsver-
bandes, 

� Eintragung in das Genossen-
schaftsregister beim zuständigen 
Registergericht. 

 
Achtung! Will sich die Gemeinde selbst an 
einer Genossenschaft beteiligen, sind die 
Voraussetzungen der Thüringer Kommu-
nalordnung (ThürKO) für Beteiligungen an 
Unternehmen zu beachten.  
 

Rechte und Pflichten 

 
Jeder, der Mitglied in einer Genossenschaft 
werden möchte, erwirbt einen Anteil. In der 
Gestaltung ist die Genossenschaft hier re-
lativ frei. Ein Anteil kann bspw. 100 EUR 
betragen. Auch kann die Möglichkeit eröff-
net werden, mehrere Anteile zu erwerben.  
 
 

Aber „mehrere Anteile“ bedeutet nicht, dass 
die Stimme mehr wiegt – nein: Jedes Mit-
glied einer Genossenschaft hat unabhän-
gig von der Höhe seiner Anteile nur eine 
Stimme. Die Summe aller Einzahlungen bil-
det das Eigenkapital. Die Genossenschaft 
finanziert sich aus diesem Eigenkapital und 
aus der jeweiligen Geschäftstätigkeit. Es 
kann aber auch Grundlage für Kreditver-
handlungen sein.  
 
Die Genossenschaft haftet nach § 2 GenG 
gegenüber ihren Gläubigern nur mit ihrem 
Vermögen. In der Satzung kann aber für die 
Mitglieder eine (begrenzte) Nachschuss-
pflicht festgelegt sein, § 105 GenG.  
 
Erträge, die die Genossenschaft erwirt-
schaftet, kommen wiederum den Mitglie-
dern zugute, indem eine Art Verzinsung 
nach dem Ende des Geschäftsjahrs ausge-
schüttet wird. Die Verzinsung muss dabei 
nicht zwingend Geld sein. Auch „Natura-
lien“ sind als Ausschüttung denkbar, etwa 
ein gemeinsames Abendessen.  
 
Wer sind die Akteure der Genossenschaft? 
 
Neben den einzelnen Mitgliedern besteht 
eine Genossenschaft aus drei wesentli-
chen Organen: Vorstand, Aufsichtsrat und 
Generalversammlung. Der Vorstand leitet 
die Genossenschaft in eigener Verantwor-
tung. Er wird von der Generalversammlung 
gewählt oder vom Aufsichtsrat bestellt. Die 
Satzung kann vorsehen, dass bei einer Mit-
gliedschaft der Gemeinde der jeweils am-
tierende Bürgermeister Vorstandsmitglied 
wird. Damit kann die Gemeinde die Geschi-
cke der Gesellschaft noch aktiver mitgestal-
ten als ein einzelnes Mitglied.  
 
Der Aufsichtsrat wird von der Generalver-
sammlung gewählt. Seine Aufgabe ist die 
Überwachung des Vorstandes. Der Gene-
ralversammlung gehören alle Genossen-
schaftsmitglieder an. In der Generalver-
sammlung hat jedes Mitglied – egal, wie 
viele Anteile es gezeichnet hat – eine 
Stimme. Die Generalversammlung ent-
scheidet über die Verwendung des Jahres-
ergebnisses und die Ausgestaltung bzw. 
Änderung der Satzung der Genossen-
schaft. 
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Mindestens alle zwei Geschäftsjahre hat 
die Genossenschaft ihren Jahresabschluss 
durch einen Externen prüfen zu lassen. Zu-
ständig hierfür ist für Thüringen der Genos-
senschaftsverband Verband der Regionen 
e.V. mit Sitz in Neu-Isenburg. Der Verband 
prüft neben dem Jahresabschluss auch die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung. 
Das schafft Transparenz und dient dem 
Schutz der Mitglieder und der Genossen-
schaft selbst. 
 
Beratungen hinsichtlich der Gründung von 
Genossenschaften bietet der Genossen-
schaftsverband Verband der Regionen e.V. 
an.  
 

Der Dorfladen als Genossenschaft 

 
Die Gemeinde hat ein leerstehendes Dorf-
gemeinschaftshaus und gleichzeitig Bedarf 
an einem Nahversorger? Dann könnte sich 
die Genossenschaft als Eigentümerin der 
Immobilie und Nahversorger im Dorfge-
meinschaftshaus anbieten. Größere Ver-
sorger erwarten heutzutage ein Einzugsge-
biet von mindestens 5.000 Einwohnern und 
Verkaufsflächen zwischen 800 bis 
1.500 m². Kleinere Gemeinden bekommen 
so schnell Probleme bei der Sicherstellung 
der Grundversorgung.  
 
Warum also nicht „Tante Emma is back“?  
 
Und warum nicht gerade hier die Einwoh-
ner aktiv über Anteile an einer Genossen-
schaft an einem Dorfladen beteiligen? Vor-
liegend kann auch wieder die Gemeinde 
selbst als Mitglied der Genossenschaft len-
kend mitwirken.   
 
Neben den typischen „Vergessartikeln“ bie-
tet es sich besonders an, regionale Artikel 
zu vermarkten. Je nach Bedarf kann der 
Dorfladen ergänzt werden um: 
 

� Postagentur, 
� Lotto-Toto, 
� (Internet-)Café, 
� Apotheken- und Ärztedienst, 
� Sprechstunden von Kreditinstituten, 
� Reinigungsannahme und weiteres 

mehr. 
 

Das Betreiben eines Dorfladens bedarf ei-
ner guten Planung und Beratung. Hier steht 
der Freistaat Thüringen beratend und auch 
finanziell zur Verfügung. Mit einer geplan-
ten Ergänzung der Richtlinie zur Förderung 
der integrierten ländlichen Entwicklung und 
der Revitalisierung von Brachflächen  
(FR ILE/REVIT) sollen zwei neue Förder-
maßnahmen zum Ziel der Sicherung, 
Schaffung, Verbesserung und Ausdehnung 
der Grundversorgung der ländlichen Bevöl-
kerung aufgelegt werden. Es handelt sich 
hierbei um die Förderung „Kleinstunterneh-
men der Grundversorgung“ und „Einrich-
tungen für lokale Basisdienstleistungen“. 
Zuwendungsempfänger können hier aus-
drücklich auch Genossenschaften zum Be-
trieb eines Dorfladens sein.29   
 
Zusammengefasst bietet die Genossen-
schaft folgende Vor- und Nachteile. 

Vorteile 
 

+ aktives Einbeziehen der Einwohner  
+ Gemeinde selbst kann Genossen-

schaftsmitglied werden 
+ Lenkung der Geschicke durch Bürger-

meister im Vorstand 
+ Mitglieder sind Nutznießer und profitie-

ren direkt 
+ kein gesetzlich vorgeschriebenes Min-

destkapital 
+ Begrenzung der Haftung in der Regel 

auf die jeweilige Einlage  
+ Schließung von Versorgungslücken in 

Form eines Dorfladens 
+ mglw. vergünstigte Überlassung der 

Immobilie nach § 67 Abs. 2 ThürKO 

 

Nachteile 
 

- Gründungsaufwand 
- Risiko eines Scheiterns (zu geringe 
Nachfrage nach Genossenschaftsan-
teilen) und hierbei 

- je nach Satzungsgestaltung, § 6 GenG 
ggf. Nachschusspflicht 

- laufender Aufwand für Buchhaltung 
und Prüfung des Jahresabschlusses 

- bei Beteiligung der Gemeinde: Prüfung 
der Voraussetzungen nach ThürKO 
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Geförderter (Teil-)Rückbau und bauliche 
Anpassung 

 
Wenn keine andere Lösung in Sicht ist … 

 
Es findet sich kein Betreiber oder Käufer? 
Die Gemeinde kann oder möchte ihre Ge-
meinschaftseinrichtung nicht selbst betrei-
ben? Es bestehen Gefahren für die Allge-
meinheit auf Grund von Sanierungsstau? 
Die Immobilie kann im derzeitigen Zustand 
nicht genutzt werden? Die Fläche wird ge-
räumt zum Kauf nachgefragt oder soll ein-
fach als Freifläche dienen? 
 
Rückbauentscheidungen werden häufig als 
Maßnahmen „Ultima Ratio“ zu verstehen 
sein. Ihnen sollten vielfache Abwägungen 
und die Diskussion von Alternativen voran-
gehen. Hier dürfte vor allem die Beteiligung 
der Bevölkerung in Form von Einwohner-
versammlungen bzw. Befragungen eine 
bedeutende Rolle spielen. Die Gemeinde 
könnte über diesen Weg einen „Dorfum-
bauplan“ vorlegen und die Einwohner hier-
über diskutieren lassen.  
 
Ist die Entscheidung zum Rückbau von den 
erforderlichen Gremien getroffen, stellt sich 
die Frage der Finanzierung. Neben der 
durch die Gemeinden selbst durchzufüh-
renden Finanzierung besteht aktuell die 
Möglichkeit einer Förderung durch den 
Freistaat Thüringen. Die Richtlinien  
zur Förderung städtebaulicher Maßnah-
men (Thüringer Städtebauförderungsricht- 
linien – ThStBauFR) sehen zwei Möglich-
keiten für einen geförderten Rückbau vor. 
 
Zum einen können Rückbaumaßnahmen 
über Bund-Länder-Programme gefördert 
werden. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass es sich bei der Immobilie ausschließ-
lich um eine Wohnimmobilie handelt, der 
Rückbau also leer stehende Wohnungen 
betrifft. Dies dürfte bei der typischen Ge-
meinschaftseinrichtung jedoch eher nicht 
der Fall sein. Allenfalls ein Teil – bspw. ein 
Anbau – wäre hier als Wohnteil denkbar, 
welcher über dieses Teilprogramm mög-
licherweise förderbar ist.  
 
Für die Gemeinden interessanter dürfte da-
gegen das Landesprogramm „Anpassung 
an die besonders schwierigen Prozesse 

des demografischen Wandels im ländli-
chen Raum“ sein. Dieses Programm ist 
auch Teil der zuvor genannten Richtlinie 
und wird vom Thüringer Ministerium für In-
frastruktur und Landwirtschaft durchge-
führt.  
 
Schwerpunkte der Förderung sind: 

� Rückbaumaßnahmen von dauerhaft 
leer stehenden Gebäuden, insbe-
sondere in innerörtlich bedeutenden 
Lagen (z. B. Anger, Ein- und Ausfall-
straßen) und 

� Städtebauliche Investitionen, die ins-
besondere der bedarfsgerechten 
baulichen Anpassung und Sanie-
rung von Gebäuden öffentlicher, so-
zialer und kultureller Infrastrukturein-
richtungen dienen. 

 
 

 
 

 
 

 
 

Abbildung 9 – Rückbau Kulturhaus Merkers  
(Fotos: Krayenberggemeinde)  
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Antragsberechtigt sind jeweils die Gemein-
den. Unterstützt werden insbesondere klei-
nere Städte und Gemeinden im ländlichen 
Raum, die die Folgen des demografischen 
Wandels auf die Siedlungsstruktur, den Ge-
bäudebestand und die Funktionen der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge minimieren 
wollen. Der Eigenanteil der Gemeinde an 
der Finanzierung beträgt ein Drittel. Unter 
Umständen kann auf den Eigenanteil ver-
zichtet werden. Bewilligungsbehörde ist 
das Thüringer Landesverwaltungsamt. 
Weitere Einzelheiten regelt die oben ge-
nannte Förderrichtlinie, die im Thüringer 
Staatsanzeiger veröffentlicht ist.30 
 
 

 
 

Abbildung 10 – Vereinshaus Remptendorf (Foto: TRH) 

 
Wann kann es Probleme geben? 
 
Vorsicht bei Denkmalschutz! Oft stehen äl-
tere Gebäude unter Denkmalschutz und ein 
Abriss bzw. ein Rückbau ist nicht so ohne 
weiteres möglich. In diesen Fällen sollte die 
zuständige Denkmalschutzbehörde kon-
taktiert werden. 
 
Ein weiteres – unter Umständen nicht un-
wesentliches – Problem kann bestehen, 
wenn die Gemeinschaftseinrichtung in den 
zurückliegenden Jahren über Fördermittel 
erstellt oder saniert wurde. Ist die im För-
derbescheid verankerte Zweckbindungs-
frist noch nicht abgelaufen, ist ein Rückbau 
- auch ohne Förderung - nicht möglich. In 
diesen Fällen empfiehlt es sich, mit der zu-
ständigen Behörde Kontakt aufzunehmen.  
 
 

Vorteile 
 

+ Beseitigung von „Schandflecken“ 
+ Neunutzung der gewonnenen Freiflä-

chen 
+ Förderung möglich 

 

Nachteile 
 

- ein Stück Dorfgeschichte schwindet 
- möglicherweise noch Zweckbindungs-
frist aus früherer Förderung 

- problematisch bei denkmalgeschützten 
Gebäuden 

 
 
Vorsicht! EU-Regelungen beachten!  

 
Beim Umgang mit Dorfgemeinschaftsein-
richtungen – sei es Vermietung, Verpach-
tung oder Verkauf – kommen unter Um-
ständen die Regelungen des EU-Beihilfe-
rechts zur Anwendung. 
 
Die Regelungen des EU-Beihilferechts sind 
komplex und können hier nicht vollumfäng-
lich behandelt werden. Bei den in dieser 
Publikation aufgezeigten Möglichkeiten 
kann es sich je nach Vertragsgestaltung 
bzw. Vertragspartner um staatliche Beihil-
fen handeln. Staatliche Beihilfen können 
unzulässig sein und müssen unter Umstän-
den korrigiert werden. 
 
Eine Gemeinde, die eine eigene Dorfge-
meinschaftseinrichtung nicht mehr selbst 
betreiben und an einen Dritten übertragen 
möchte, sollte sich folgende Fragen stellen: 
 

� Handelt es sich bei dem Dritten um 
einen Unternehmer/ein Unterneh-
men bzw. wirtschaftlich Tätigen? 

� Entsprechen die Miete, Pacht oder 
Kaufpreis den ortsüblichen Marktbe-
dingungen? 

� Würde ein anderer Privater das Ge-
schäft genauso eingehen wie die 
Gemeinde?  
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Damit sind zwar noch lange nicht alle Tat-
bestandsvoraussetzungen einer staatli-
chen Beihilfe abgeprüft.31 Allerdings dürfte 
sich in den meisten hier zu betrachtenden 
Fällen bereits mit der ersten Frage klären, 
ob weitere Prüfungen auf EU-Konformität 
erforderlich sind.  
 
Als Unternehmen ist hier jede Einheit zu 
verstehen, die eine wirtschaftliche Tätigkeit 
ausübt – und zwar vollkommen unabhängig 
von der Rechtsform. Eine wirtschaftliche 
Tätigkeit besteht darin, Güter oder Dienst-
leistungen auf einem Markt anzubieten. Die 
Grenze zwischen nicht-wirtschaftlich und 
wirtschaftlich ist dabei fließend. So kann 
auch ein nach Abgabenordnung gemein-
nütziger Verein wirtschaftlich tätig sein. In 
aller Regel sind aber die typischen Heimat-
vereine nicht wirtschaftlich tätig. Dies ist im 
Einzelfall zu prüfen. 
 
 

Ob wirtschaftlich tätig oder nicht – entspre-
chen die Miete, die Pacht oder der Kauf-
preis den Bedingungen am Markt - Stich-
wort: ortsübliche Miete -, dürfte keine staat-
liche Beihilfe vorliegen. 
 
Neben den genannten zu prüfenden Fra-
gen sind für eine vollumfängliche Prüfung 
weitere Sachverhalte zu betrachten.  
 
Da das EU-Beihilferecht bei der Vermark-
tung von Einrichtungen einer Gemeinde je-
doch relevant sein kann, ist hier auf eine 
rechtskonforme Umsetzung seitens der 
Gemeinde zu achten. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Rudolstadt, 13. November 2017 
 
 
Der Präsident des Thüringer Rechnungshofs 
 

 
 
Dr. Sebastian Dette  
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Die abgebildeten Gemeinschaftseinrichtungen sind exemplarisch und müssen nicht in einem 
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